
Andererseits — und das wird in der Richtlinie (Ziff. 59) 
besonders hervorgehoben — kann sich die Konflikt­
kommission auf die Durchführung der Beratung be­
schränken, also auf Erziehungsmaßnahmen verzichten, 
wenn der Werktätige bereits in der Beratung zu er­
kennen gibt, daß er die richtigen Schlußfolgerungen ge­
zogen hat. Hält die Konfliktkommission den Ausspruch 
einer Erziehungsmaßnahme für erforderlich, dann sollte 
sie sorgfältig abwägen, welche am besten geeignet ist, 
erzieherisch auf den Werktätigen zu wirken. Dabei 
sollte vor allem vermieden werden,, daß mehrfache Er­
ziehungsmaßnahmen ausgesprochen werden.
Es gibt besonders noch ein Nebeneinander hinsichtlich 
Erziehungsmaßnahmen durch Konfliktkommission und 
Disziplinarmaßnahmen durch den Betriebsleiter. So war 
es bisher im Reichsbahnbezirk Erfurt üblich, diese 
Maßnahmen nebeneinander anzuwenden. Dadurch wird 
aber der Erziehungsprozeß nicht gefördert, sondern im 
Gegenteil bei dem Werktätigen das Gefühl erzeugt, 
daß er doppelt „gestraft“ ist. Deshalb sollte die Be­
stimmung in der Richtlinie (Ziff. 60) sorgfältig beach­
tet werden, daß durch gemeinsame gründliche Vorbe­
reitung der Beratung mit dem Betriebsleiter und den 
anderen staatlichen Organen eine solche Anwendung 
von verschiedenen Erziehungsmaßnahmen nebeneinan­
der vermieden wird. Eine wesentliche Neuerung auch 
gegenüber dem Erlaßentwurf ist die Festlegung in 
Ziff. 12 des Staatsratserlasses, daß die Konfliktkommis­
sion Verpflichtungen der Arbeitskollektive zur Erzie­
hung der Werktätigen bestätigen kann. Durch diese 
Form der gesellschaftlichen Bürgschaft vor der Kon­
fliktkommission kann der Erziehungsprozeß des Werk­

tätigen wesentlich unterstützt werden, weil dadurch 
die Möglichkeit besteht, daß er sich schneller in das 
Kollektiv einfügt und die Ursachen überwindet, die 
bei ihm zur Straftat geführt haben.
Einspruch gegen Entscheidungen 
der Konfliktkommissionen
Jeder 'Werktätige, gegen den eine Erziehungsmaßnahme 
wegen einer geringfügigen Straftat angewandt wurde, 
kann dagegen Einspruch beim örtlich zuständigen 
Kreisgericht einlegen. Darin kommt die Einheitlichkeit 
des Systems der sozialistischen Rechtspflege zum Aus­
druck. Dabei hat das Kreisgericht mit der Entscheidung 
über diesen Einspruch eine hervorragende Möglichkeit, 
auf die Qualifizierung der jeweiligen Konfliktkommis­
sion einzuwirken. Der Einspruch ist nach § 244 StPO 
i. d. F. des § 5 des Gesetzes zur Änderung und Ergän­
zung strafrechtlicher und verfahrensrechtlicher Bestim­
mungen innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung 
der Entscheidung der Konfliktkommission einzulegen 
und führt nach § 245 StPO — ebenfalls in der Fassung 
des § 5 — zur Nachprüfung der Entscheidung. Durch 
Beschluß weist das Kreisgericht im Falle der Unbe­
gründetheit des Einspruchs diesen zurück oder hebt 
bei Begründetheit die Entscheidung auf und gibt die 
Sache zur endgültigen Beratung und Entscheidung an 
die Konfliktkommission zurück.
Auch dem Staatsanwalt räumt der Staatsratserlaß ein 
Einspruchsrecht gegen Entscheidungen der Konflikt­
kommissionen ein, wenn der Werktätige verpflichtet 
worden ist, dem Betrieb oder einem Bürger den von 
dem Werktätigen angerichteten Schaden zu ersetzen.
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Zur Rolle des Zivilrechts bei der Durchsetzung
der ökonomischen Gesetzmäßigkeiten des Sozialismus

Bei der Schaffung der materiell-technischen Basis im 
Prozeß des umfassenden Aufbaus des Sozialismus in 
der DDR kommt der Anwendung und dem Einsatz des 
sozialistischen Zivilrechts große Bedeutung zu. Das so­
zialistische Recht ist — wie es in den Grundsätzen des 
Rechtspflegeerlasses heißt — ein „wichtiges Instrument 
unseres Staates, um die gesellschaftliche Entwicklung 
zu organisieren und das sozialistische Zusammenleben 
der Menschen, die Beziehungen der Bürger zueinander 
und zu ihrem Staat zu regeln“. Dieser außerordentlich 
wichtigen Aufgabe kommt das geltende Zivilrecht ge­
genwärtig nicht in dem gebotenen Maße nach, nicht 
zuletzt deshalb, weil das BGB nicht als ein sozialisti­
sches Gesetz entstanden ist und viele von unserem 
sozialistischen Staat geschaffenen zivilrechtlichen Be­
stimmungen, wie z. B. das Vertragsgesetz vom 11. De­
zember 1957, schon nicht mehr den auf dem VI. Partei­
tag der SED formulierten Anforderungen an unser 
sozialistisches Recht entsprechen. Auch die 100 All­
gemeinen Liefer- und Leistungsbedingungen mit ins­
gesamt 1874 Paragraphen müssen überprüft werden. 
Dabei steht bereits heute fest, daß sie hinsichtlich des 
zahlenmäßigen Umfangs außerordentlich reduziert wer­
den müssen.

Die Ausnutzung der Ware-Geld-Beziehungen

ln den Dokumenten des VI. Parteitages wird heraus­
gearbeitet, daß in der jetzigen Entwicklungsetappe die 
wirtschaftlich-organisatorische, kulturell-erzieherische 
Funktion unseres sozialistischen Staates — des Haüpt- 

■ instruments beim umfassenden Aufbau des Sozialis­
mus — von außerordentlicher Bedeutung ist. Zur wirt­

schaftlich-organisatorischen, kulturell-erzieherischen 
Funktion unseres Staates gehört das Wirken des sozia­
listischen Staates bei der Organisierung des gesamten 
gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses in der DDR. 
Anders formuliert: Die Ausübung der wirtschaftlich- 
organisatorischen, kulturell-erzieherischen Funktion be­
deutet die planmäßige Leitung der Volkswirtschaft 
durch unseren Staat. Bei dieser Tätigkeit müssen unser 
Staat, die staatlichen Organe und die Werktätigen das 
ökonomische Grundgesetz des Sozialismus und die an­
deren ökonomischen Gesetze ausnutzen. Dabei kommt 
der Organisierung der Ware-Geld-Beziehungen große 
Bedeutung zu. Nach der Überwindung der hemmenden 
und unrichtigen Konzeption eines sog. Wirtschaftsrechts 
kann als gesichertes Ergebnis der Diskussionen über 
das Zivilrecht festgehalten werden, daß Gegenstand des 
Zivilrechts die Ware-Geld-Beziehungen sind1.
Das Zivilrecht regelt die Vermögensbeziehungen der 
Bürger, der sozialistischen Organisationen und anderer 
Organisationen, sofern es sich um juristische Personen 
handelt. Ziel der Regelung ist die weitere Entwicklung 
und Stärkung der sozialistischen Gesellschaftsordnung 
sowie ihrer materiell-technischen Basis. In diesem Zu­
sammenhang dient die zivilrechtliche Regelung — ent­
sprechend dem ökonomischen Grundgesetz des Sozia­
lismus — der immer besseren Befriedigung der mate­
riellen und kulturellen Bedürfnisse der Bürger.
Die Ware-Geld-Beziehungen in der DDR erfordern die 
Kategorien Geld, Preis, Kredit u. a.; sie erfordern und
1 Auf die Gründe und Ursachen, weshalb vom Zivilrecht 
auch die mit den Ware-Geld-Verhältnissen "verbundenen 
Nicht Vermögens Verhältnisse geregelt werden und auch ge­
regelt werden können, ist hier nicht einzugehen.

294


